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II. Allgemeine Verwältungsangelegenheiten. 


Beamtenaltruhegehaltsgeſetz. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 1. Ottober 1920. 


Ich überſende Abdruck eines Runderlaſſes des Herrn Finanzminiſters vom 6. Sep⸗ 
tember d. Is., betreffend Umrechnung der Verſorgungsgebührniſſe der in den abgetretenen 
Gebieten wohnenden penſionierten Beamten und der Hinterbliebenen auf Grund des Geſetzes 
vom 7. Mai 1920 (Beamtenaltruhegehaltsgeſetz) zur Kenntnis und Beachtung für den 
Bereich meiner Verwaltung. 


Im Auftrage. 
ZB.! 8828. I 12247. Gerbaulet. 


Au die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Der Finanzminiſter. Berlin C2, den 6. September 1920. 


Während allen denjenigen Altruhegehaltsempfängern und Hinterbliebenen, die bei 
Abſchluß des Friedensvertrags vom 10. Januar 1920 im Abtretungsgebiete gewohnt und 
infolge des Friedensvertrags mit dem genannten Tage die preußiſche Staatsangehörigkeit 
verloren haben, die Wohltaten des Beamtenaltruhegehaltsgeſetzes vom 7. Mai 1920 nicht 
zugute kommen können, hat bei denjenigen Ruhegehaltsempfängern und Hinterbliebenen, 
die erſt nach dem 10. Januar 1920 in das abgetretene Gebiet verzogen ſind, eine Um⸗ 
an der Verſorgungsbezüge nach den Beſtimmungen des Altruhegehaltsgeſetzes zu 
erfolgen. 

Zugleich im Namen des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 

und des Miniſters des Innern. 


Der Finanzminiſter. 


An die nachgeordneten Behörden. 


— — — uni 


Anlage. 


unlant- _ 
— “ 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 


Handelskammer zu Trier. 


Der Bezirk der Handelskammer zu Trier iſt auf den aus dem Handelskammerbezirk 
Saarbrücken ausgeſchiedenen Reſtkreis St. Wendel ausgedehnt und die Zahl der Mitglieder 
der erweiterten Handelskammer auf 24 feſtgeſetzt worden. 


Handelskammer zu Flensburg. 


Der Kreis Eiderſtedt ſcheidet mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 aus dem Bezirke 
der Handelskammer zu Kiel aus und wird in den Bezirk der Handelskammer zu Flensburg 
einbezogen. 


Mitgliederzahl von Handelskammern. 


Es iſt erhöht worden die Zahl der Handelskammern 


zu Crefeld auf 46, 
zu Stolberg auf 30, 
zu Köln auf 47, 


der bergiſchen Handelskammer zu Remſcheid auf 36 Mitglieder. 


2. Handels verkehr. 


Verkehr mit Seife und anderen Waſchmitteln. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N 
Berlin W 9, den 5. Oktober 1920. 


Abdruck. überſende ich zur Beachtung. 
Im Auftrage. 
IIb 7081. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Anlage. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter. Berlin W 15, den 21. September 1920. 

Durch die Bundesratsverordnung vom 9. Juni 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 485) ſind 
die Herſteller von fetthaltigen Waſchmitteln jeder Art zur Seifen-Herſtellungs⸗ und Vertriebs⸗ 
geſellſchaft vereinigt worden. Die Herſtellung von fetthaltigen Waſchmitteln iſt denjenigen, 
die nicht Mitglieder dieſes Zwangsſyndikats ſind, wie auch den Mitgliedern ſelbſt ohne 
Zuſtimmung des Überwachungsausſchuſſes des Syndikats, unterſagt. (Verbot der Schwarz⸗ 
ſiederei, Art. III § 4 und Art. II § 9 Ziffer 1 der Verordnung.) 

Nach Mitteilungen der Seifen⸗Herſtellungs⸗ und Vertriebsgeſellſchaft hat der Umfang 
der verbotenen Seifenherſtellung in letzter Zeit ganz außerordentlich zugenommen, ſo daß, 
abgeſehen von der Gefährdung des Beſtandes der Seifen-Herſtellungs⸗ und Vertriebs⸗ 
geſellſchaft, an der bis auf weiteres im allgemeinen volkswirtſchaftlichen Inte reſſe, ins⸗ 
beſondere auch mit Rückſicht auf die drohende Überfremdung, feſtzuhalten ſein wird, eine 
ſchwere Schädigung des ehrlichen, ſich an die gegebenen Beſtimmungen haltenden Gewerbe⸗ 
treibenden und Händlers eingetreten iſt. 
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Ich erſuche deshalb ergebenſt, die zuftändigen Behörden auf die Beſtimmungen noch⸗ 
mals hinweiſen zu wollen, da dauernd Beſchwerden wegen Nichteinſchreitens erhoben 
werden, und ich behalte mir vor, einzelne beſonders ſchwere Fälle der Schwarzſiederei, 
die mir von der Seifen⸗Herſtellungs⸗ und Vertriebsgeſellſchaft unterbreitet werden, auch 
unmittelbar zur Kenntnis der dortigen Regierung zu bringen. 


An die Landesregierungen (für Preußen: Miniſterium für Handel und Gewerbe). 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
1. September 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen des Landgerichts in Aachen wird das 
der Allgemeinen Verfügung vom 12. März 1904 (HM Bl. S. 81) beigefügte Verzeichnis A 
zu Nr. 20 in der aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 2. September 1920. 


= Aulage. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
2 8 
ö Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neuhaus. Geißler. 
1a 1891 2. JM. — IIa. 6227 M. f. H. 
Verzeichnis A. 
8 Anzahl der Anzahl der von den 
Ede. Sitz VDE Bun SE e 
Nr für der Handelsrichter berechtigte Haudels⸗ des en 
; g Stellvertreter] vorzuſchlagenden 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes Lichter 8 ellvertrete e 
1 2 a 3 | 4 Rz 


Aachen a) Handelskammer zu Aachen | 
b) Handelskammer zu Stol- |! 8 
EHE, e 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
14. September 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei der Kammer für Handelsſachen in Bielefeld wird das der Allgemeinen 
Verfügung vom 12. März 1904 (HMBI. S. 81) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 10 in der 
aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 


Berlin, den 15. September 1920. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
M. f. H. IIa 6532. 


Anlage 
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Anlage. 
Verzeichnis A. 
z } Anzahl der Anzahl der von den 
Side, Sitz der Kammer Zum Vorſchlage sp) ARE Organen 
für der Handelsrichter berechtigte 1 des Handelsſtandes 
Nr. rer Handels Stellvertreterf vorzuſchlagenden 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richten Perſonen 
1 2 3 2 4 5 
| 
10 Bielefeld a) Handelskammer zu Biele- 
eld Fer 18 
b) Handelskammer zu Min⸗ 3 6. 
den „ Ban a | | 6 


Ernennung von Handelsrichtern. 


Mit Rückſicht auf die durch die Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 
27. September 1920 angeordnete Erhöhung der Zahl der Handelsrichter und ſtellvertretenden 
Handelsrichter bei den Kammern für Handelsſachen in Dortmund wird das der Allgemeinen 
„lage. Verfügung vom 12. März 1904 (HMBl. S. 81) beigefügte Verzeichnis A zu Nr. 12 in der 
7 aus der Anlage erſichtlichen Weiſe abgeändert. 
Berlin, den 28. September 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Juſtizminiſter. 
IM. La 1524. 20 — M. f. H. IIa 6760. 


Anlage. 
Verzeichnis A. 
r. ˙32?ĩ12wç;ð— — ͤ —— —— —— — —— em 
be Sitz der Kammer Zum Vorſchlage | a , a RN 
{ für der Handelsrichter berechtigte Handels⸗ des Handelsſtandes 
Handelsſachen Organe des Handelsſtandes richter Stellvertreter SE ER, 
2 S 


12 Dortmund Handelskammer zu Dort⸗ 


mund 12 12 36 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Beſchäftigung weiblicher Angeſtellter in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften. 
Berlin, den 10. Auguſt 1920. 
alone: Abdruck überſenden wir zur Kenntnis und weiteren Bekanntgabe. Die Anordnung 
wird im Staatsanzeiger und im Miniſterialblatt für die innere Verwaltung veröffentlicht. 

Zu der Anordnung iſt folgendes zu bemerken: 

Sie bezweckt einerſeits, den Auswüchſen entgegenzutreten, die ſich bei der Bedienung 
weiblicher Angeſtellter in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften vielfach ergeben haben, insbeſondere, 
dem Animierkneipenunweſen zu ſteuern, andererſeits, zu einer Hebung des Standes der 
weiblichen Gaſthausangeſtellten beizutragen. Bei Durchführung der Anordnung werden 
dieſe Ziele im Auge zu behalten ſein. 
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Zu 81. Unter die Vorſchrift fallen nicht nur die Angeſtellten, die mit der Be⸗ 
dienung der Gäſte in den Gaſt⸗ und Schankräumen beſchäftigt ſind, ſondern auch das Be⸗ 
dienungsperſonal für die Logierzimmer. Das Küchenperſonal fällt nicht darunter, ſoweit 
es nicht etwa zeitweiſe mit der Bedienung oder Unterhaltung der Gäſte beſchäftigt wird. 

Zur Unterhaltung der Gäſte wird jede Art der Unterhaltung z. B. durch Geſpräche, 
Muſizieren und dergl. gehören, unter der Vorausſetzung, daß dabei ein unmittelbarer 
Verkehr mit den Gäſten ſtattfindet. 

Die Ortspolizeibehörden werden von der Ermächtigung zur Zulaſſung der Be⸗ 
ſchäftigung weiblicher Angeſtellter unter 18 Jahren nur ſehr vorſichtigen Gebrauch machen 
dürfen, insbeſondere nur dann, wenn keine geſundheitlichen oder ſittlichen Bedenken be⸗ 
ſtehen. Die Ausnahme kann gerechtfertigt ſein, wenn ein einwandfreier Lehrvertrag vor⸗ 
liegt und der Betriebsinhaber der Wirtſchaft die Gewähr bietet, daß keinerlei Mißbräuche 
zu befürchten ſind. 

Zu 8 2. Die Vorſchrift gibt den nach 8 3 zuſtändigen Behörden die Handhabe zu 
einem kräftigen Vorgehen gegen das Animierkneipenunweſen. Es wird erwartet, daß die 
Behörden ſich die Unterdrückung der vorhandenen Mißſtände nachdrücklich angelegen ſein laſſen. 

Zu 8 4. Es wird ſich empfehlen, daß die näheren Vorſchriften über Inhalt und 
Form der Anzeige und des Verzeichniſſes von den Regierungspräſidenten für ihre Bezirke 
einheitlich erlaſſen werden. 

Zu 8 5. Zur Erläuterung wird bemerkt, daß es nicht genügt, um gegen eine weib⸗ 
liche Angeſtellte vorzugehen, wenn aus ihrem Vorleben bedenkliche Tatſachen feſtgeſtellt 
worden ſind. Vielmehr müſſen die Tatſachen derart ſein, daß ſie die Annahme rechtfertigen, 
daß die Angeſtellte bei der gegenwärtigen Ausübung ihres Berufs die guten Sitten 
oder den Anſtand verletzt. 

Zu 86. Um den Wirtſchaftsinhabern die Beachtung der Vorſchrift des Abſ. 2 zu 
erleichtern, wird es angebracht ſein, die Herausgabe von Muſterdienſtverträgen bei den 
Verbänden der Gaſtwirte und der Gaſtwirtſchaftsangeſtellten anzuregen. 

Zu 87. Es iſt davon abgeſehen worden, bei den Verbotsbeſtimmungen ius einzelne 
zu gehen. Z. B. iſt die in älteren Polizeiverordnungen vielfach enthaltene Vorſchrift des 
Tragens anſtößiger oder auffälliger Kleidung nicht übernommen. Das hindert nicht, daß 
die Polizeibehörden auf Grund ihrer weitgehenden Ermächtigungen gemäß 88 2 und 5 
gegen Mißbräuche oder gegen Mißſtände einſchreiten können, auch wenn der 87 der Ver⸗ 
ordnung dafür eine beſondere Handhabe nicht bietet. Im übrigen iſt der $ 7 fo abgefaßt, 
daß er eine weite Auslegung ermöglicht. 

Zu 88. Zu den Ergänzungsvorſchriften nach Abſatz 2 find nicht nur die Orts⸗ 
polizeibehörden, ſondern allgemein die Polizeibehörden, alſo auch die Landräte und Regie⸗ 
rungspräſidenten berechtigt. Die Vorſchriften bedürfen nicht der Form der Polizeiverordnung, 
da es ſich lediglich um Ausführungsanordnungen zu unſerer Anordnung handelt. 

Zu 810. Es iſt dafür zu ſorgen, daß die Anmeldungen pünktlich erfolgen. Die 
Inhaber von Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften werden daher auf die neue Anordnung in ge 
eigneter Weiſe baldigſt hinzuweiſen ſein. 


Zugleich im Namen ; 
des Miniſters für Handel und Gewerbe und des Miniſters für Volkswohlfahrt. 
Der Miniſter des Innern. 
Severing. 
M. d. J. IIe. 2496. — M. f. H. III. 10141. — M. f. V. W. III. G. 552. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage. 


Anordnung, betreffend die Veſchäftigung weiblicher Angeſtellter in Gaſt. und 
Schankwirtſchaſten. 

Auf Grund des Geſetzes über weibliche Angeſtellte in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften 
vom 15. Januar 1920 (RG Bl. S. 69) wird für das Gebiet des Preußiſchen Staates 
folgendes angeordnet: 

8 1. 

Wer in der von ihm betriebenen Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft weibliche Angeſtellte 

mit der Bedienung oder Unterhaltung der Gäſte derart, daß ein unmittelbarer Verkehr 
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mit den Gäſten ſtatttfindet, beſchäftigen oder zu ſolcher Beſchäftigung zulaſſen will, hat 
dies vorher der Ortspolizeibehörde anzumelden. : 

Die Beſchäftigung weiblicher Angeſtellter unter 18 Jahren iſt nur mit Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde geſtattet. 

82. 

Die Beſchäftigung weiblicher Angeſtellter in einer Gaft- und Schankwirtſchaft kann 
unterſagt werden, wenn ſie die Intereſſen der Geſundheit oder der Aufrechterhaltung der 
guten Sitten, der Ordnung oder des Anſtandes gefährdet. Insbeſondere kann ſie unter⸗ 
ſagt werden: 

1. wenn die Perſon des Wirtſchaftsinhabers keine hinreichende Gewähr für einen 
genügenden Schutz der ſittlichen oder geſundheitlichen Intereſſen der weiblichen 
Angeſtellten bietet, 

. wenn die Räumlichkeiten der Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft für eine ſittlich oder 
geſundheitlich ungefährdete Beſchäftigung weiblicher Angeſtellter nicht geeignet ſind, 

3. wenn Umſtände vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß die Be⸗ 
ſchäftigung weiblicher Angeſtellter hauptſächlich erfolgen ſoll, um Gäſte anzulocken 
und durch Animierbetrieb den Uinſatz zu vermehren. 


8 3. 
Zuftändig zu einem Verbote gemäß § 2 iſt: 
a) in Städten mit 10 000 und mehr Einwohnern die Ortspolizeibehörde, 
b) im übrigen der Landrat als Kreispolizeibehörde. 
Das Verbot kann, auch wenn es mit einem Rechtsmittel angefochten wird, ſofort 
Ausführung gebracht werden. 


1 


8 4. 

Der Wirtſchaftsinhaber hat der Ortspolizeibehörde jeden Ein- und Austritt weib⸗ 
licher Angeſtellter, die gemäß § 1 beſchäftigt werden, binnen 24 Stunden anzuzeigen. Er 
hat ein fortlaufendes Verzeichnis der bei ihm beſchäftigten weiblichen Angeſtellten zu führen, 
in ſeinem Betrieb aufzubewahren und den Beamten der Polizeibehörde auf Verlangen 
jederzeit vorzulegen. Die näheren Vorſchriften über Inhalt und Form der Anzeige und 
des Verzeichniſſes trifft die Polizeibehörde. 


8.5, 

Einer weiblichen Angeſtellten, gegen die Tatſachen vorliegen, welche die Annahme 
rechtfertigen, daß ſie bei Ausübung ihres Berufs die guten Sitten oder den Anſtand ver⸗ 
letzt, kann die Ortspolizeibehörde die Beſchäftigung in einer Gaſt- oder Schankwirtſchaft 
unterſagen. 

§ 6. 

Die Beſchäftigung weiblicher Angeſtellter gemäß § 1 Abſ. 1 iſt nur gegen feſten und 
ausreichenden Barlohn zuläſſig. Tariflöhne gelten als ausreichend. Auf den Lohn dürfen 
nur die Koſten der Wohnung und Verpflegung angemeſſen angerechnet werden. Verboten 
iſt jede Beteiligung am Gewinn oder Umſatz ſowie jeder Abzug für Bruchgeld, Zeitungen, 
Entlohnung anderer Angeſtellter (Piccolo, Putzfrauen und dergl.). 

Ein Dienſtvertrag, der dieſe Beſtimmungen berückſichtigen muß, iſt ſchriftlich abzuſchließen 
und der Ortspolizeibehörde bei der Anmeldung vorzulegen. 

Abweichungen von dieſen Vorſchriften ſind nur auf Grund eines Tarifvertrags 
zuläſſig. - 

Den weiblichen Angeſtellten iſt verboten: 
a) durch auffälliges oder ungeziemendes Benehmen Gäſte anzulocken, 
b) von Gäſten für ſich oder für andere Speiſen oder Getränke zu erbitten oder 
anzunehmen oder die Gäſte zum Trinken anzureizen. 


88. 
Die Räume einer Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft, in denen weibliche Angeſtellte gemäß 
$ 1 Abſatz 1 beſchäftigt werden, müſſen überſichtlich und von der Straße unmittelbar oder 
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leicht zugänglich fein. Einrichtungen, wodurch Räume oder Plätze verſteckt oder irgendwie 
dem freien Ein⸗ und Ausblick entzogen werden, ſind verboten. Mehrere Räume müſſen 
offene Verbindung miteinander haben. a 
Die Polizeibehörden find befugt, Ausnahmen zuzulaſſen. Sie können ergänzende 
Vorſchriſten erlaſſen. 
§ 9. 


Auf das Vorhandenſein weiblicher Bedienung darf durch öffentliche Ankündigungen 
oder Zeichen an den Wirtshäuſern nicht hingewieſen werden. 


8 10. 
Wer bei Inkrafttreten dieſer Anordnung weibliche Angeſtellte gemäß § 1 beſchäftigt 
und die Weiterbeſchäfligung beabſichtigt, hat die Anmeldungen nach 88 1 und 4 binnen 
2 Wochen nach dem Inkrafttreten der Anordnung vorzunehmen. 


8 11. 
Die Aufſicht über die Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften mit weiblicher Bedienung iſt, 
ſoweit möglich, unter Mitwirkung von weiblichen Gewerbeaufſichtsbeamten auszuüben. 


8 12. 

Die 88 1—4, 6, 8, 10 gelten nicht für die Beſchäftigung der Ehefrau des Betriebs⸗ 
inhabers und feiner Verwandten und Verſchwägerten auf- und abſteigender Linie. 

Die Beſtimmungen des $ 8 finden keine Anwendung, ſoweit es ſich um Beſchäftigung 
weiblicher Angeſtellter mit der Bedienung der Logiergäſte einer Gaſtwirtſchaft in den 
Logierräumen handelt. 

8 13. 
Die 88 1, 4 und 10 gelten nicht für den Regierungsbezirk Sigmaringen. 


8 14. 

Verbotswidrige Beſchäftigung von weiblichen Angeſtellten und andere Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen dieſe Anordnung oder die auf Grund dieſer Anordnung ergangenen Vor⸗ 
ſchriften der Polizeibehörden werden gemäß dem Geſetze über weibliche Angeſtellte in Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften vom 15. Januar 1920 (RGBl. S. 69) mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 / oder mit einer dieſer Strafen oder mit 
Haft beſtraft. 

8 
Dieſe Anordnung tritt 8 Tage nach ihrer Verkündung im Staatsanzeiger in Kraft. 
Berlin, den 10. Auguſt 1920. 


Der Miniſter Der Miniſter PN 

für Handel und Gewerbe. für Volkswohlfahrt. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. Severing. 
v. Meyeren. Bracht. 


M. d. J. IIe 2496. — M. f. H. III 10141. M. f. V., W. C. 552. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Verbindlichkeitserklärung von Schiedsſprüchen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wg, den 6. Oktober 1920. 


Über die Aufgaben der Demobilmachungskommiſſare in bezug auf die Verbindlichkeits⸗ 
erklärung von Schiedsſprüchen der Schlichtungsausſchüſſe nach § 28 der Verordnung über 
die Einſtellung und Entlaſſung von Arbeitern und Angeſtellten während der Zeit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Demobilmachung vom 12. Februar 1920 (RGBl. S. 218) ſind wiederholt 
Zweifel hervorgetreten. 

Ich bemerke hierzu das Folgende: 

Nach den Richtlinien des Reichsarbeitsminiſteriums für das Schlichtungsverfahren uſw. 
ſoll der Demobilmachungskommiſſar bei Geſamtſtreitigkeiten nur dann zur Verbindlichkeits⸗ 
erklärung von Schiedsſprüchen als dem letzten Hilfsmittel ſchreiten, wenn er ſich überzeugt 


Anlant- 
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hat, daß die im Schiedsſpruch getroffene Regelung zweifellos der Billigkeit entſpricht und 
ein ſtaatliches Eingreifen zur Aufrechterhaltung des Wirtſchaftslebens unerläßlich iſt, im 
gegebenen Falle auch den gewünſchten Erfolg verſpricht. Ich weiſe auf dieſe Beſtimmung 
beſonders hin. Dieſe Einſchränkung bezieht ſich nicht bloß auf ſolche Fälle, in denen der 
Demobilmachungskommiſſar von Amts wegen eingreift, wie aus der Faſſung der Richtlinien 
wiederholt irrtümlich entnommen worden iſt, ſondern auf alle Fälle, in welchen der 
Demobilmachungskommiſſar über Verbindlichkeitserklärungen von Schiedsſprüchen in Geſamt⸗ 
ſtreitigkeiten zu entſcheiden hat. In erſter Linie kommen hierbei Geſamtſtreitigkeiten in 
lebenswichtigen Betrieben in Betracht. Ein drohender Streik hingegen iſt für ſich allein 
kein ausreichender Grund, um die Verbindlichkeitserklärung auszuſprechen. Eine ſorgfältige 
Prüfung der Vorausſetzungen für die Verbindlichkeitserklärung von Schiedsſprüchen in 
Geſamtſtreitigkeiten iſt um ſo mehr geboten, als die Befugnis der Demobilmachungs⸗ 
kommiſſare, auf Grund des § 28 der Verordnung vom 12. Februar 1920 (RGBl. S. 218) 
Verbindlichkeitserklärungen in Kollektivſtreitigkeiten auszuſprechen, in der Rechtſprechung 
vereinzelt angefochten worden iſt. Ich bemerke dazu ausdrücklich, daß ich die in dieſer 
Rechtſprechung hervorgetretenen Bedenken nicht teile. Der 828 a. a. O. hat abſichtlich bei 
dem Erlaß der Verordnung vom 12. Februar 1920 eine ganz allgemeine Faſſung erhalten, 
um Streitigkeiten jeder Art über Löhne, Gehälter und ſonſtige Arbeitsbedingungen zu 
umfaſſen, wie das auch der ſchon damals beſtehenden Verwaltungsübung entſprach. Etwaige 
Einſchränkungen in bezug auf das Anwendungsgebiet des § 28 a. a. O. würden zweifellos 
in der Verordnung ausdrücklich vorbehalten worden fein, wenn ſie beabſichtigt geweſen 
wären. Über Umfang und Bedeutung des 8 28 beſtand bei Erlaß der Verordnung vom 
12. Februar 1920, wie die damaligen Verhandlungen ergeben, bei den beteiligten Stellen 
keinerlei Zweifel. 

Was das Verfahren bei der Verbindlichkeitserklärung betrifft, ſo iſt in das pflicht⸗ 
gemäße Ermeſſen des Demobilmachungskommiſſars geſtellt, in welcher Weiſe er ſich die 
Überzeugung von der Richtigkeit der Schiedsſprüche verſchaffen will. Selbſtverſtändlich 
gehört hierzu eine ſorgfältige Prüfung der geſamten Unterlagen des Verfahrens einſchließlich 
einer Prüfung der Zuſtändigkeit des Schlichtungsausſchuſſes. Bei Streitigkeiten, die ſich 
auf den Abſchluß von Tarifverträgen ($ 1 der Verordnung vom 23. Dezember 1918, 
RGBl. S. 1456) beziehen, iſt die Entſcheidung über die Verbindlichkeitserklärung in der 
Regel nicht eher zu treffen, bis den Parteien Gelegenheit gegeben iſt, in einer kontra⸗ 
diktoriſchen Verhandlung vor dem Demobilmachungskommiſſar oder ſeinem Beauftragten zu 
dem Antrag auf Verbindlichkeitserklärung und zu dem geſamten Streitmaterial einſchließlich 
der von dem Demobilmachungskommiſſar etwa noch beſchafften Unterlagen Stellung zu 
nehmen, ſofern nicht beide Parteien auf dieſe Verhandlung verzichten. Inwieweit in 
anderen Fällen eine perſönliche Verhandlung mit den Parteien angezeigt iſt, wird von der 
Beurteilung des Einzelfalls abhängen. In allen zweifelhaften Fällen find derartige Ver⸗ 
handlungen zweckmäßig. 

Ich erſuche Sie, hiernach bei der Entſcheidung über die Verbindlichkeitserklärung von 
Schiedsſprüchen zu verfahren und ſtelle anheim, etwaige weitere Zweifelfragen auf dieſem 
Gebiete bei mir zum Vortrag zu bringen. 

Im Auftrage. 
1II 13 601. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungsſtelle in Schneidemühl, den Herrn Ober- 
präfidenten für Oberſchleſien — Verwaltungsſtelle Breslau — in Breslau und den Herrn 
Oberpräſidenten als Demobilmachungskommiſſar für Groß-Berlin, Berlin, Viktoriaſtr. 24. 


Zuſtändigkeit der Schlichtungausſchüſſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 18. Oktober 1920. 
Abdruck überſende ich zur Kenntnis und Benachrichtigung der Schlichtungsausſchüſſe. 
Ich trete den Ausführungen des Herrn Reichsarbeitsminiſters in allen Punkten bei. 


Im Auftrage. 
III 13592. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten (auch Oppeln), die Regierungsſtelle in Schneidemühl, 
den Herrn Regierungspräſidenten für Oberſchleſien, Verwaltungsſtelle Breslau in Breslau 
und den Herrn Oberpräſidenten als Demobilmachungskommiſſar für Groß Berlin in Berlin. 
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Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin NW 6, den 4. Oktober 1920. 

Zahlreiche Eingaben von Berufsvereinigungen veranlaſſen mich darauf hinzuweiſen, 
daß der Vorſitzende eines Schlichtungsausſchuſſes meines Erachtens nicht befugt iſt, die bei 
dem Schlichtungsausſchuß anhängig gemachten Streitigkeiten von ſich aus wegen Un⸗ 
zuſtändigkeit abzuweiſen. 

Wenn auch die Schlichtungsausſchüſſe geſetzlich lediglich für die Schlichtung von 
Geſauntſtreitigkeiten und die ihnen durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen zugewieſene 
Entſcheidung von Einzelſtreitigkeiten zuſtändig ſind, ſo erſcheint es mir doch unzuläſſig, daß 
Vorſitzende von Schlichtungsausſchüſſen die Anberaumung eines Termins vor der Kammer 
des Schlichtungsausſchuſſes mit der Begründung ablehnen, daß die Anrufung in einer 
Einzelſtreitigkeit erfolgt ſei, die der Zuſtändigkeit des Schlichtungsausſchuſſes nicht unter⸗ 
liege. Die Entſcheidung über die Zuſtändigkeit zur Schlichtung einer Streitigkeit bei An⸗ 
rufung liegt vielmehr nur bei der Kammer des Schlichtungsausſchuſſes. 

Allerdings wird es ſich empfehlen, daß der Vorſitzende in Fällen, in denen offenbar 
die Zuſtändigkeit des Schlichtungsausſchuſſes nicht gegeben iſt, den Antragſteller darauf 
aufmerkſam macht und ihn veranlaßt, ſich ſofort an die zuſtändige Stelle zu wenden. 
Beſteht der Antragſteller aber auf ſeiner Meinung, ſo läßt ſich eine Beſchlußfaſſung der 
Kammer nicht umgehen. 

Im übrigen halte ich es nicht für ausgeſchloſſen, daß Parteien, insbeſondere Berufs⸗ 
vereinigungen, den geſetzlichen Schlichtungsausſchuß als Schiedsinſtanz gemäß Zivilprozeß⸗ 
ordnung §8 1025 ff. auch für die Einzelſtreitigkeiten der durch ſie vertretenen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer Pereinbaren. Der Tarifvertrag iſt dann inſoweit als Schiedsvertrag 
anzuſehen; gemäß § 1033 der ZPO. tritt ein derartiger Schiedsvertrag jedoch mangels 
weiterer Vereinbarung außer Kraft, wenn der geſetzliche Schlichtungsausſchuß die Über⸗ 
nahme des Schiedsrichteramts verweigert. Es dürfte ſich nicht empfehlen, die Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſe allgemein zur Verweigerung der Übernahme des Schiedsrichteramts in Einzel⸗ 
ſtreitigkeiten auzuweiſen; jedoch muß vor der freiwilligen Übernahme eines ſolchen Schieds⸗ 
richteramts durch den Schlichtungsausſchuß ſtets geprüft werden, ob er neben ſeinen geſetz⸗ 
lichen Pflichten auch dieſer freiwilligen Verpflichtung genügen kann, ohne daß eine über⸗ 
mäßige Belaſtung ſeiner Mitglieder eintritt. Mit Rückſicht auf die Finanzlage des Reiches 
dürften außerdem beſondere Ausgaben für die Tätigkeit der Schlichtungsausſchüſſe als 
vereinbarter Schiedsinſtanz in Einzelſtreitigkeiten keinesfalls entſtehen. 

Ich bitte ergebenſt, dieſe Auffaſſung den der dortigen Dienjtaufficht unterſtellten Herren 
Demobilmachungskommiſſaren und den Schlichtungsausſchüſſen bekannt geben zu wollen. 


(Unterſchrtft.) 


An den Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe in Berlin. 


3. Reichsverſicherungsordnung. 
II. Buch (Krankenverſicherung). 
Straffreiheit und Strafmilderung in Diſziplinarſachen der Krankenkaſſeuangeſtellten. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. Berlin W 66, den 11. Ottober 1920. 
Nach Entſcheidung des Reichsarbeitsminiſters findet das Geſetz über die Gewährung 


von Straffreiheit und Strafmilderung in Diſziplinarſachen vom 8. Mai 1920 (RGBl. 
S. 910) auch auf die Angeſtellten der Krankenkaſſen, welche der Dienſtordnung unterſtehen, 
und, ſoweit nicht die preußiſche Verordnung vom 16. Februar 1919 (GS. S. 27) in 
Frage kommt, auf die Krankenkaſſenbeamten, Anwendung, denen die Rechte und Pflichten 
der gemeindlichen Beamten übertragen ſind. 

Ich erſuche, die Kaſſenvorſtände als die Dienſtvorgeſetzten und die Verſicherungsämter 
als die Diſziplinargerichte im Sinne des § 1 a. a. O. hierauf aufmerkſam zu machen. 

Im Auftrage. 

III V 1386. a Bracht. 


An die Oberverſicherungsämter. 


— — — — — —— —ä4ä— mm 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht in Schulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 11. Oktober 1920. 
In der Anlage überſenden wir Ihnen je einen Abdruck 

a) der Ausführungsanweiſung vom 26. Juli 1920 zu dem Geſetz, betreffend die 
öffentliche Krüppelfürſorge, vom 6. Mai 1920 (GS. S. 280, veröffentlicht in 
der „Volkswohlfahrt“, dem Miniſterialblatt des Miniſteriums für Volks⸗ 
wohlfahrt S. 179 ff.),“) 


Anlage . b) der Verordnung, betreffend die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht in den öffent⸗ 
lichen Schulen und Anſtalten, vom 9. September 1920 und 
Anlage . c) der Verordnung, betreffend die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht durch Privat⸗ 


lehrer und Privatſchullehrer, vom 10. September 1920 

mit dem Erſuchen, den Schulleitern und Lehrperſonen an den Fach- und Fortbildungs⸗ 
ſchulen meiner Verwaltung die Befolgung der Beſtimmungen zur beſonderen Pflicht machen 
zu laſſen und den Regierungs⸗ und Gewerbeſchulrat anzuweiſen, bei ſeiner Aufſichtstätigkeit 
die Durchführung der Verordnungen zu überwachen. 

Die beiden Verordnungen ſind, ſoweit es noch nicht geſchehen iſt, in den Amts⸗ 
blättern der dortigen Regierung zu veröffentlichen. 

Von der Ausführungsanweiſung vom 26. Juli d. Is, ſtehen nur Überabdrucke für 
die Fachſchulen zur Verfügung. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Dr. von Seefeld. Bracht. 


IV 10204 M. f. H. — III E 990 M. f. V. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage J. 


Verordnung, betreffend die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht in den öffentlichen 
Spulen und Anſtalten, vom 9. September 1920. 


Auf Grund des Geſetzes, betreffend die öffentliche Krüppelfürſorge, vom 6. Mai 1920 
(GS. S. 280) verordne ich zur Ausführung der Beſtimmung in 8 4 dieſes Geſetzes, 
welche lautet: 

„Lehrer (Lehrerinnen), welche gelegentlich des zur Erfüllung der geſetzlichen 
Schulpflicht erteilten Unterrichts oder des Erſatzunterrichts hierfür bei ihren 
Schülern Verkrüppelungen wahrnehmen, ſind verpflichtet, dieſe Schüler namhaft 
zu machen. 
Die näheren Vorſchriften zur Durchführung dieſer Beſtimmung erläßt der 
Miniſter für Volkswohlfahrt im Verordnungswege.“ 
für das ganze Staatsgebiet folgendes: 


N 
Die Namhaftmachung hat durch eine Anzeige zu erfolgen, die 
a) den Namen und Vornamen des krüppelhaften Kindes, 
p) fein Geburtsjahr und Geburtsdatum, 
e) den Namen und Stand der Eltern oder der Perſonen, bei denen es wohnt, 
d) ſeinen Wohnort mit Straßenbezeichnung, 
e) die Bezeichnung der Schule, 
f) eine kurze Angabe über die Art der Verkrüppelung, 
g) die Unterſchrift des Anzeigenden mit Angabe feiner Dienſtſtellung und des 
Datums der Anzeige, 
enthalten muß. 


„) Die Ausführungsanweiſung gelangt hier nicht zum Abdruck. 
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Nr. II. 

Die Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen Schulen haben die Anzeigen durch die 
Hand des Schulleiters dem ſtaatlichen Kreisarzt einzureichen. Bei Schulen, die einem 
Kreisſchulrat unterſtehen, ſind die Anzeigen von den Schulleitern und von den allein⸗ 
ſtehenden Lehrern an den Kreisſchulrat zur Weitergabe an den ſtaatlichen Kreisarzt 
zu ſenden. 

Cr Ill 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finder auch Anwendung auf Schulen in öffentlichen 
Anſtalten (Erziehungsanſtalten, Gefängnisſchulen und dergleichen). Die Anzeige iſt dem 
ſtaatlichen Kreisarzt durch die Hand des Anſtaltsleiters einzureichen. 

Berlin, den 9. September 1920. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Anlage II. 


Verordnung, betreffend die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht durch Privatlehrer 
und Privatſchullehrer, vom 10. September 1920. 


Auf Grund des Geſetzes, betreffend die öffentliche Krüppelfürſorge, vom 6. Mai 1920 
(GS. S. 280) verordne ich zur Ausführung der Beſtimmung in 8 4 dieſes Geſetzes, 
welche lautet: 

„Lehrer (Lehrerinnen), welche gelegentlich des zur Erfüllung der geſetzlichen 
Schulpflicht erteilten Unterrichts oder des Erſatzunterrichts hierfür bei ihren 
1 Verkrüppelungen wahrnehmen, ſind verpflichtet, dieſe Schüler namhaft 
zu machen. 
Die näheren Vorſchriften zur Durchführung dieſer Beſtimmung erläßt der 
Miniſter für Volkswohlfahrt im Verordnungswege.“ 
für das ganze Staatsgebiet folgendes: 


Nu 
Die Namhaftmachung hat durch eine Anzeige zu erfolgen, die 
a) den Namen und Vornamen des krüppelhaften Kindes, 
b) ſein Geburtsjahr und Geburtsdatum, 
c) den Namen und Stand der Eltern oder der Perſonen, bei denen es wohnt, 
d) ſeinen Wohnort mit Straßenbezeichnung, 
e) die Bezeichnung der Schule, welche es etwa beſucht, 
t) eine kurze Angabe über die Art der Verkrüppelung, 
g) die Unterſchrift des Anzeigenden mit Angabe feines Namens und Standes, 
ſeiner Wohnung und des Datums der Anzeige, 
enthalten muß. 


Duelle 
Privatſchullehrer (Privatſchullehrerinnen) haben die Anzeige durch die Hand des 
Schulleiters an den ſtaatlichen Kreisarzt einzureichen. Einzelſtehende Privatlehrer (Privat⸗ 
lehrerinnen) haben die Anzeige unmittelbar an den ſtaatlichen Kreisarzt einzureichen. 
Nr. III. 


Als Erſatzunterricht im Sinne des § 4 des Geſetzes gilt der Unterricht, der anſtelle 


Abe der öffentlichen Schule Kindern zur Erfüllung der geſetzlichen Schulpflicht 
erteilt wird. 


Nr. IV. 


Übertretungen dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe von drei bis zu einhundert⸗ 


fünfzig Mark, an deren Stelle im Nichtbeitreibungsfalle Haft von einem Tage bis zu vier 
Wochen tritt, beſtraft. 


Berlin, den 10. September 1920. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
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